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Zwei Wochen Vaterschafts-
urlaub für Kantonsangestellte
Baselbieter Kantonsangestellte erhal-

ten künftig zehn statt fünf Tage be-

zahlten Vaterschaftsurlaub. Der Land-

rat sprach sich für eine entsprechende

Motion der Grünen aus. Gegen den

Vorstoss votierten SVP und FDP - auch

die Regierung war dagegen. Dies, weil

auf Bundesebene ein zweiwöchiger

Vaterschaftsurlaub bereits in Planung

ist, sollte bis zum 23. Januar 2020 kein

Referendum dagegen eingereicht wer-

den. Umgesetzt würde dieser per Juli.

Schneller könne Baselland gar nicht

sein, mahnte die FDP. Mitte-Links be-

stand dennoch darauf, auch um ein

Zeichen zu setzen. (sda/bz)

Neue Polizei-Uniformen
für zwei Millionen Franken
Die Baselbieter Polizei erhält neue

Uniformen. Der Landrat hat für die

die Neubeschaffung einen Kredit von

2,16 Millionen Franken bewilligt. Die

derzeitigen Uniformen seien nach 14

Jahren veraltet. Mit dem Kredit wer-

den insgesamt 541 neue Sets finan-

ziert. Im Landrat war die Vorlage un-

bestritten. In die neuen Kleider wer-

den die Baselbieter Polizeiangehörige

voraussichtlich ab November 2020

schlüpfen. Berücksichtigt werden fünf

Lieferanten aus der Schweiz sowie ein

Lieferant aus den Niederlanden. (sda)

Landrats-News

Das vorübergehende Grounding des

Läufelfingerli am vergangenen Sams-

tag bewegt die Menschen im Hom-

burgertal. «Wir müssen uns darauf

verlassen können, dass die S 9 auch

wirklich fährt», macht die Buckter

Landrätin Sandra Strüby ihrem Ärger

Luft. Sei das nicht der Fall, würden die

Leute nicht auf die Bahn umsteigen,

sagt Strüby. Die gewonnene Volks-

abstimmung zu der vom Kanton ge-

planten definitiven Stilllegung des

Läufelfingerli hat sie im Hinterkopf.

Neben der vorübergehenden Be-

triebseinstellung hätten sich viele über

die Informationspolitik der SBB ge-

nervt, berichtet Strüby: «Es gab keine

Hinweistafeln in den Dörfern. So rea-

lisierten viele Reisende erst an den

Bahnhöfen, dass keine Züge fahren.»

Dazu muss man wissen: Die meisten

Bahnhöfe im Homburgertal liegen

weit weg von den Dorfkernen.

Konzessions-Entzug
ist (noch) kein Thema

Der Ausfall der Züge am Samstag ab

11 Uhr bis Betriebsschluss war gestern

auch Thema im Landrat. Der Kanton

habe davon aus den Medien erfahren,

sagte Verkehrsdirektor Isaac Reber.

Folglich hätte der Kanton nichts dage-

gen unternehmen können. Zur Bedeu-

tung des Totalausfalls äusserte sich

Reber differenziert: «Selbstverständ-

lich ist das eine Situation, die nicht

eintreten darf. Noch mehr Sorgen als

dieses einzelne Ereignis macht mir

aber das Problem, das dahintersteckt:

der gravierende Personalengpass bei

den SBB.» Reber verwies auf die Mög-

lichkeit des Kantons als Besteller, den

SBB bei wiederholten und schwerwie-

genden Verletzungen der Pflichten die

Konzession zu entziehen. «Nach ein-

maligem Vorkommen bei der S 9 stellt

dies jedoch keine verhältnismässige

Massnahme dar, zumal die SBB ein

Bahnersatzangebot zur Verfügung ge-

stellt haben», stellte Reber klar.

Aufschlussreich ist folgende Fest-

stellung: Sichern die SBB ihre Erträge

im eigenwirtschaftlich organisierten

Fernverkehr zulasten des von den

Kantonen bestellten Regionalverkehrs

ab, so verstossen sie gegen geltende

Bestimmungen. Nach dem Läufelfin-

gerli-Grounding wurde die Vermutung

geäussert, dass Personal auf die Fern-

verkehrslinien verschoben wurde.

Nachweislich setzten die SBB am ver-

gangenen schönen Herbstwochen-

ende zahlreiche Extrazüge ein. Rebers

Bau- und Umweltschutzdirektion

(BUD) hat daher die SBB zu den Hin-

tergründen des Personaleinsatzes am

vergangenen Wochenende befragt –

und folgende Antwort erhalten: «Die

Lokführer-Touren sind in der Regel

gemischt. Das heisst: In den allermeis-

ten Fällen fährt ein Lokführer an ei-

nem Tag sowohl Züge des Fernver-

kehrs als auch des Regionalverkehrs.

Deshalb kann man nicht sagen, dass

ein Lokführer der S 9 dann im Fern-

verkehr eingesetzt wurde.» Schlussfol-

gerung des Kantons: «Die SBB haben

nicht nachweislich gegen die Vorga-

ben verstossen», sagt BUD-Sprecher

Nico Buschauer auf Nachfrage der bz.

Reisende mussten notgedrungen
schwarzfahren

SP-Landrätin Strüby zeigt sich von den

Antworten nur halbwegs befriedigt.

Ihr Eindruck sei, dass man in der BUD

das Problem ernst nehme. Nun müss-

ten die SBB realisieren, dass man nach

der vorübergehenden Betriebseinstel-

lung im Baselbiet nicht einfach so zur

Tagesordnung übergehe: «Sollte sich

das in absehbarer Zeit wiederholen, so

muss das Konsequenzen haben»,

zeigt sich Strüby kämpferisch. Am

Rande der Diskussion machte die Hä-

felfinger SVP-Landrätin Susanne

Strub darauf aufmerksam, dass in den

Ersatzbussen keine Tickets gelöst wer-

den konnten. Die von der Gesellschaft

Bus Olten Gösgen Gäu (BOGG) be-

reitgestellten Fahrzeuge sind weder

mit Kassen beim Chauffeur noch mit

Automaten ausgestattet. «Wer nicht

über ein Abo oder eine Ticket-App

verfügt, musste notgedrungen

schwarzfahren», sagte Strub. Die Er-

satzbusse waren nicht «nur» am

Samstag, sondern wegen einer Bau-

stelle auch in den Vortagen im Einsatz.

Kanton zeigt SBB die gelbe Karte
Zweiter Ausfall der S 9 müsste Konsequenzen haben, fordert SP-Landrätin. Auch die zuständige Direktion ist kritisch.

Hans-Martin Jermann

Warten aufs Läufelfingerli. Am letzten Samstag mussten Reisende auf den Bus umsteigen. Bild: Martin Töngi (26. November 2017)
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Vorstösse überwiesen Die Baselbieter

Regierung soll sich bei den SBB mit

Nachdruck für den Erhalt der heutigen

Schnellzugshalte in Liestal und die Wie-

dereinführung eines solchen in Pratteln

einsetzen. Dies fordert der Landrat und

hat zwei Postulate seiner Bau- und Pla-

nungskommission überwiesen. Mit dem

Vorstoss für Liestal reagiert der Landrat

auf den drohenden Wegfall eines Fern-

verkehrshalts pro Stunde Richtung Lu-

zern im Angebotskonzept 2035 der SBB.

Zudem soll sich der Kanton beim Bund

für die Einreihung als B-Zentrum einset-

zen. Dies würde Fernverkehrshalte zwar

nicht garantieren, aber die Stellung Lies-

tals, das heute nicht als eigenständiges

Zentrum behandelt wird, markant ver-

bessern. Der Vorstoss zu Pratteln for-

dert, dass die Regierung die Überfüh-

rung der provisorischen Perronverlänge-

rung für das Eidgenössische Schwingfest

2022 in eine definitive Lösung fordert.

Damit würde die Voraussetzung für ei-

nen dauerhaften Schnellzugshalt pro

Stunde geschaffen, wie ihn Pratteln bis

2008 mit dem Flugzug hatte. (haj)

Landrat fordert Schnellzugshalte für Liestal und Pratteln

Recycling Besteck, Teller, Becher, Es-

sensboxen oder auch Wattestäbchen:

Diese und weitere Einwegplastik-Pro-

dukte muss der Kanton Baselland bis

2021 aus all seinen Liegenschaften

verbannen. Auch soll er sich «inter-

kantonal für eine generelle Verban-

nung von Einwegplastik starkma-

chen». Und zu guter Letzt soll der Re-

gierungsrat «alle notwendigen Mass-

nahmen einleiten, um Eintragungen

von Mikroplastik in die Umwelt zu

verhindern». Gestern überwies der

Landrat eine Motion von Béatrix von

Sury (CVP, Reinach) mit diesen drei

Forderungen an die Regierung. SP,

Grüne/EVP sowie CVP/GLP verhalfen

dem Vorstoss zu 42 Ja-Stimmen, SVP

und FDP konnten mit 28 Nein-Stim-

men – wie oft am gestrigen Sitzungs-

tag – nicht dagegen halten.

Die Motion ist ein verbindlicher

Auftrag. Die Regierung hätte sie lieber

als Postulat entgegengenommen.

Auch verwies sie auf die Abfallpla-

nung beider Basel von 2017, die Mass-

nahmen bei Vermeidung, Verwertung

und Entsorgung von Abfällen vorsieht.

Beim Thema Mikroplastik mahnte der

Grüne Umweltdirektor Isaac Reber

zudem, dass dieser Auftrag sehr weit

ginge und andere Bereiche wie Bo-

den- und Gewässerschutz umfasse.

Auch die EU verbietet
Einwegplastik ab 2021

Doch von Sury blieb hart: «Ein Postu-

lat bringt nichts», sagte sie und beton-

te, dass am Rheinknie die höchste Mi-

kroplastikbelastung der Schweiz herr-

sche. Mit ihrem Anliegen knüpft sie an

den Entscheid der EU von Ende 2018

an, die ebenfalls ab 2021 gewisse Ein-

wegplastik-Produkte verbieten will. In

seinem Element war der Pfeffinger

Abfall-Sammler Marco Agostini (Grü-

ne): «Ich finde im Wald viel Abfall,

doch nicht sehen kann ich Mikro- und

Nanoplastik», wies er auf die neuen

Problemfelder hin. Es sei wichtig, dass

die Regierung die Bevölkerung besser

über die Gefahren informiere.

Klar ist: Die Umsetzung der Moti-

on wird für den Kanton nicht einfach.

Darauf wies auch Stephan Burgunder

(FDP, Pratteln) hin: «Heute können

wir Einwegplastik gar nicht komplett

vermeiden. Das Recycling ist noch

nicht so weit.» Erst müsse man Inno-

vationen vorantreiben, um Plastik in

Zukunft ganz ersetzen zu können.

Michael Nittnaus

Einwegplastik wird verbannt

Das ging beim Landratspräsidenten

runter wie Öl: «Ein Lob an Peter
Riebli», rief SP-Fraktionspräsidentin

Miriam Locher in den Saal. Was war

geschehen? Gestern konnte SVPler

Riebli Locher überraschen, indem er

die Abkürzung «LGBTIQ*» für die

verschiedenen Gruppen sexueller und

geschlechtlicher Vielfalt auf Englisch

und ohne zu zögern aussprechen

konnte. Allerdings gab Riebli zu: «Ich

habe extra geübt.» (mn)

Erst die Motion gegen Plastiknutzung

überweisen (siehe Artikel unten) und

dann Wassertanks fördern, die aus

Kunststoff sind. Umweltdirektor

Isaac Reber konnte nicht anders, als

dem Parlament eine leichte Doppel-

züngigkeit vorzuwerfen: «Eigentlich

müsste der Landrat das Thema gleich

abschreiben. Aber so streng ist man ja

nicht mit sich selbst», merkte er süffi-

sant an. (mn)

Rat-atouille

Doppelzüngige
Zungenbrecher

ANZEIGE
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